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„Inklusion – wenn die Schule zu
den Kindern passt“.
Differenzierte Angebote für
Kinder mit sozial-emotionalem
Bildungsbedarf

Gotthilf-Vollert-Schule
Tuttlingen

Text hier:

Einleitung:

 Artikel 24 der UN-Behindertenrechtskonvention:
o „Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf Bildung.

Um dieses Recht ohne Diskriminierung und auf der Grundlage der Chancengleichheit zu
verwirklichen, gewährleisten die Vertragsstaaten ein integrativen [inklusives]
Bildungssystem auf allen Ebenen und lebenslanges Lernen (...) (2) Bei der Verwirklichung
dieses Rechts stellen die Vertragsstaaten sicher, dass a) Menschen mit Behinderungen nicht
aufgrund von Behinderung vom allgemeinen Bildungssystem ausgeschlossen werden und
dass Kinder mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung vom unentgeltlichen und
obligatorischen Grundschulunterricht oder vom Besuch weiterführender Schulen
ausgeschlossen werden (...)

 In Berlin gibt es schulergänzende Maßnahmen (Jugendhilfemaßnahmen: Diese
Kinder werden zum Teil von der Schulpflicht befreit und erhalten z.B. morgens
zwei Stunden Jugendhilfemaßnahmen. Frage: ist das noch Bildung?

o (...) b) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen in der Gemeinschaft, in
der sie leben, Zugang zu einem integrativen [inklusiven], hochwertigen und unentgeltlichen
Unterricht an Grundschulen und weiterführenden Schulen haben; c) angemessene
Vorkehrungen für die Bedürfnisse des Einzelnen getroffen werden; d) Menschen mit
Behinderungen innerhalb des allgemeinen Bildungssystems die notwendige Unterstützung
geleistet wird, um ihre erfolgreiche Bildung zu erleichtern; e) in Übereinstimmung mit dem
Ziel der vollständigen Integration [Inklusion] wirksame individuell angepasste
Unterstützungsmaßnahmen in einem Umfeld, das die bestmögliche schulische und soziale
Entwicklung gestattet, angeboten werden.“

 Das bedeutet: es muss nicht alles an einer Schule sein
 Spannungsfeld zwischen Abschaffung sonderpädagogischer

Bildungseinrichtungen und Inklusion im Sinne von größtmöglicher Teilhabe, soll
im Vortrag beleuchtet werden

 die breite Palette der Verhaltensmodifikationen der Schüler im Bereich
Erziehungshilfe bringt Regelschulen an die Grenze

 Konvention schreibt nicht vor, wie die Ziele umzusetzen sind. Folge: Neben
Unterrichtung in allgemeinen Schule sind andere Organisationsformen wie
Kooperationsklassen, Außenstellen, Sonderbeschulungsformen, etc. von Nöten
Es wird eine Pluralisierung der Förderorte benötigt

 Artikel 5 Absatz 4 der UN-Behindertenrechtskonvention:
o „Besondere Maßnahmen, die zur Beschleunigung oder Herbeiführung der tatsächlichen

Gleichberechtigung von Menschen mit Behinderungen erforderlich sind, gelten nicht als
Diskriminierung im Sinne dieses Übereinkommens.“



 Artikel 7 Absatz 2 der UN-Behindertenrechtskonvention:
o „Bei allen Maßnahmen, die Kinder mit Behinderung betreffen, ist das Wohl des Kindes ein

Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist.“
 Im Rahmen eines inklusiven Bildungssystems, wie ihn die UN-

Behindertenrechtskonvention vorschlägt, sollte es neben inklusiven Schulen auch
Klassen oder eigene Abteilungen für Schüler und Schülerinnen mit
sonderpädagogischem Förderbedarf und Förderzentren in enger Kooperation mit
Allgemeinschulen geben.

 Wichtig: Durchlässigkeit der unterschiedlichen Systeme
 Frage nach Inklusion darf nicht an den Ort der Förderung gebunden sein

 Jede Schule kann ein geeigneter Ort für Inklusion sein, wenn materiellen,
personellen und Pädagogischen Voraussetzungen geschaffen werden.

Vorstellung der Schule:

 Schule für Erziehungshilfe als Durchgangsschule:
o individuelle, zeitlich befristete, offene und durchlässige Förderung zur Beschleunigung

der tatsächlichen Gleichberechtigung

 Breites Fächerspektrum
o Werkrealschule (WRS)
o Beruf und Leben für Schulverweigerer (BL)
o Virtuelles Klassenzimmer (Onlinebeschulung)
o Berufsschule
o Intensivschule
o JuHi 1 Dach
o SDL
o Vertiefte Kooperation

Die Schulform im speziellen

 Stammschule
o Bildungsgänge der Grundschule, Förderschule, Hauptschule/ Werkrealschule
o Klassengröße 8-12

 BL
o lebenspraktische Tätigkeiten: Kochen, Werken, Waldarbeiten, etc.
o minimales an Schulbildung soll eine Logik haben
o ab Klasse 7

 virt. Klassenzimmer
o Onlinebeschulung für Schulphobiker, nicht sozialfähige KiJu (Prüfung möglich: z.B. Lehrer

fährt zum Schüler)
 Dienstleister für Kinder in gesamt Deutschland
 Schüler aus Zirkusfamilien; Kinder aus Heimen, die stark suchtgefährdet sind;

Kinder, die sich in erlebnispädagogischen Auslandsmaßnahmen/
Inlandsmaßnamen befinden

 Sozialpädagoge vor Ort teilweise notwendig
 Schüler werden auch vom Lehrer besucht; Telefonkontakt
 individuelle Betreuung (im Unterschied zu „Flex“, wo Einheitspakete an Schüler

versandt werden)
 Kostenträger: i.d.R. Jugendamt
 alle Bildungsgänge möglich (von Förderschule bis Gymnasium)



 Berufsschule
o Vorbereitung auf das Berufsleben (VAB) , 1 und 2 jährigen Berufsfachschule Hauswirtschaft

in Sonderform

 Intensivschule
o angegliedert an Intensivwohngruppen im Heimbereich
o i.d.R. werden seelisch behinderte Kinder (§35a) beschult

 Klassen mit Kommunikations- und Autismusspektrumsstörung
o Durchlässigkeit wird sehr wichtig genommen ( Rückbeschulung an Regelschule)

 Schule des Lebens (SDL)
o Schule mit integrierter Tagesgruppe

 Jugendhilfe unter einem Dach (JuHi1Dach)
o SDL mit zusätzlicher Tagesgruppe

 Nachmittagsbetreuung auch für Schüler von Außerhalb (Regelschule)

 Außenstelle in vertiefter Kooperation (Inklusionsmodell)
o Kooperation in Regelschulen Spaichingen (FS), Wurmlingen (Gesamt-Schule), Friedingen

(HS/WRS), Außenklasse Oberndorf

Darstellung der Durchlässigkeit

 35a: höchste Intensität der Förderung

 AK = Außenklassen

 Koop = Kooperationslehrer an den Regelschulen

 FB = Frühberatungsstelle

Räumliche Verteilung:

 großes Verbreitungsgebiet (viele Außenstellen/ Außenklassen) gesamtes Kollegium trifft sich
einmal im Jahr

 5 Außenklassen an allgemeinen Schulen (1 Förderschule, 3 Werkrealschule, 1 Gemeinschaftschule)

 Es wird für Austausch mit der Stammschule gesorgt (gemeinsame Unternehmungen)

 Große Streuung der inklusiv beschulten Schüler ist schwer zu organisieren
o Vorteil: Kinder bleiben im vertrauten Umfeld

 Wichtig für Rückbeschulung: Probeweise für wenige Wochen (wenige Stunden am Tag)



Arbeitsauftrag:

 2 Schülerbiographien
o Welches Setting kann man mit Hilfe der zur Verfügung stehenden Ressourcen um die

jeweiligen Schüler gestalten
o Welchen Erkenntnisgewinn nehme ich für meine Arbeit aus diesem Workshop mit?

 Beispiel Kevin:
o stabile Bedingungen Kevin hat viele Wechsel erlebt

 Eine feste Bezugsperson, die für Kevin zuständig ist (Schulsozialarbeiter, FSJ,
Lehrer, Patenschaft: älterer Schüler)

 Tagesablauf muss klar sein
 Elternarbeit: häusliche Situation stabilisieren um weitern Umbrüchen

entgegenzuwirken

 Erkenntnisgewinn:
 Ums Eck denken
 Multiprofessioneller Austausch sehr wichtig

 Plenum:
o Schüler mit Autismus-Spektrum-Störung:

 Außenklasse Schonraum; Jahrgangsübergreifend; mehrere Autisten
gemeinsam

 Annäherung an Stammschule
 Vernetzung mit Tagesgruppe
 Ganztageskonzept

o Man muss Flexibel auf Situationen reagieren stetige Modifikation
o Schwierigkeit, dass das gesamte Kollegium mitziehtAbhängig, wie Schule organisiert ist

und ob sich das Kollegium als Team sieht.
o Wichtig ist die Aufhebung von Jahrgängen. Schüler müssen zusammenpassen. „Die Chemie

muss stimmen“

o Möglichkeit der Gruppenbildung: „Lernwillige“ und „nicht Lernwillige“ kann man
versuchen

Kernsatz:

Mut zur Veränderung und Schule „neu“ denken


